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Vollzug des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)  

 
- Bekanntgabe gemäß § 5 Absatz 2 UVPG - 

 
 

Ergebnis der standortbezogenen Vorprüfung nach § 7 Absatz 2 UVPG zur Fest-
stellung der UVP-Pflicht 
 
 
Herr Gunther Ambiel, 74925 Epfenbach beantragt die immissionsschutzrechtliche Ge-
nehmigung einer Schweinehaltungsanlage für 154 Sauen einschließlich dazugehören-
der Ferkelaufzuchtplätze und 1375 Mastschweine (Nr. 7.1.11.3 des Anhangs der 4. 
BImSchV).  
Die am Standort Epfenbach, Keitenhöfe 2, Flurstück-Nrn. 14453, 14453/1, 14455 und 
14459 bereits bestehende Anlage soll nach Gesichtspunkten des Tierwohls auf Hal-
tungsform 4 umgebaut werden.  
 
Die Anlage fällt nach § 1 Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung mit Anlage 1 Nr. 7.11.3 
des UVPG in den Anwendungsbereich des UVPG. Für das Vorhaben ist eine stand-
ortbezogene Vorprüfung nach § 7 Absatz 2 UVPG vorgesehen. 
In dieser überschlägigen Prüfung prüft die zuständige Behörde in zwei Stufen, ob für 
das Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist. 
 
Angaben des Vorhabenträgers nach § 7 Abs. 4 UVPG wurden am 10.10.2022 vorge-
legt. 
 
Die Vorprüfung wurde im Rahmen des Genehmigungsverfahrens nach dem Bundes-
Immissionsschutzgesetzes durchgeführt und hat Folgendes ergeben: 
 
Stufe1: 
Die Anlage liegt in einem Wasserschutzgebiet gemäß Anlage 3 Nr. 2.3.8 des UVPG. 
Innerhalb des Beurteilungsgebiets (entsprechend 4.6.2.5 TA Luft 1 km Radius um die 
Anlage) befinden sich außerdem Biotope gemäß Nr. 2.7 und ein Naturdenkmal gemäß 
Nr. 2.5. 
 
Stufe 2: 
Von dem Vorhaben sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu er-
warten, die die besondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele der Gebiete betreffen. 
Wesentliche Gründe: 
- Das Vorhaben liegt in der Zone IIIa und IIIb des Wasserschutzgebiets (weitere 

Schutzzone). Nach der Rechtsverordnung zum Schutzgebiet sind „das Errichten 
und Betreiben von Anlagen zum Lagern von wassergefährdender Stoffe“ gestattet, 
sofern die Vorgaben der AwSV eingehalten werden. Dies wird sichergestellt. 

- Das im Untersuchungsgebiet vorhandene Naturdenkmal und die Biotope werden 
durch Immissionen aus dem Vorhaben nicht beeinträchtigt. Dies ergaben die im 
Rahmen einer Immissionsprognose durchgeführten Ausbreitungsrechnungen.  

- Sonstige in Anlage 3 Nummer 2.3 des UVPG genannte Gebiete sind nicht betroffen. 
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Nach § 7 Absatz 2 Satz 4 UVPG besteht somit keine Verpflichtung zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung. 
 
Gemäß § 5 Abs. 3 UVPG ist diese Feststellung nicht selbständig anfechtbar. 
 
 
Heidelberg, den 15.11.2022 
 
 
gez. Clemens Mayer 
 


